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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

In Erfüllung des von Marcel Dobler (fdp, SG) übernommenen Postulats Vitali (dfp, LU)
veröffentlichte der Bundesrat im Herbst 2023 einen Bericht, in dem er allfälligen
Handlungsbedarf zur Verbesserung der Verhältnismässigkeit im BÜPF prüfte. Das
Postulat hatte Massnahmen gefordert, um die Umsetzung der
Überwachungsmassnahmen für Anbieterinnen von Dienstleistungen im
Fernmeldebereich (FDA) verhältnismässig ausfallen zu lassen. Der Bundesrat hielt fest,
dass die rechtlichen Grundlagen für den Schutz von kleinen und mittleren
Anbieterinnen vor teuren Investitionen ausreichend seien, denn das BÜPF auferlege
den FDA lediglich umfassende Auskunfts- und Überwachungspflichten und ermögliche
es insbesondere KMU, sich von der Pflicht zur aktiven Überwachungsbereitschaft zu
befreien. Nur Duldungspflichten hätten zudem Anbieterinnen abgeleiteter
Kommunikationsdienste (AAKD), welche beispielsweise Apps zur Videotelefonie oder
Nachrichtenübermittlung anbieten. Der Bundesrat schloss daraus, dass auf
Gesetzesstufe kein Handlungsbedarf bestehe und lehnte den Vorschlag des Postulats
ab, die AAKD vom BÜPF auszuschliessen. Dies hätte schwerwiegende Folgen für die
Strafverfolgung und die öffentliche Sicherheit, so die Einschätzung der Regierung. Sie
sehe jedoch in der Verordnung über die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs (VÜPF) Handlungsbedarf. Dort sollen anlässlich einer laufenden
Revision die Kriterien für die Pflichtenreduktion von FDA sowie die erweiterten
Pflichten der AAKD angepasst und überdies überprüft werden, ob eine ebensolches
«Up- und Downgrade» auch automatisch erfolgen könne, um die finanziellen Kosten für
KMU gering zu halten. 1

BERICHT
DATUM: 18.10.2023
LUKAS LÜTOLF

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Ende Juni 2021 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat von Marcel Dobler (fdp,
SG) vor. Die E-Signatur für verwaltungsinterne Dokumente, die vom Freisinnigen
gefordert wird, wurde im Bericht zuerst definiert. So gibt es eine einfache und eine
fortgeschrittene elektronische Signatur. Die einfache Signatur kann keiner Person
zugeordnet werden und erlaubt entsprechend auch keine Identifizierung einer Person.
Die fortgeschrittene Signatur gehört hingegen einem Inhaber oder einer Inhaberin
persönlich, kann diese eindeutig identifizieren und wird ausschliesslich von diesen
kontrolliert. Darüber hinaus gibt es geregelte und qualifizierte elektronische Signaturen,
welche persönlich sind und ein höheres Sicherheitsniveau erreichen, sowie geregelte
elektronische Siegel, die auf Organisationen ausgestellt sind. In der Bundesverwaltung
werden fortgeschrittene elektronische Signaturen verwendet – so der Bericht. Zudem
verfügten alle Mitarbeitenden des Bundes über ein Authentifizierungs- und ein
Verschlüsselungszertifikat. Weiter wurde im Bericht angemerkt, dass es in der
Verwaltung nur wenige Dokumente gebe, bei denen explizit eine Signatur verlangt wird.
Mit der elektronischen Geschäftsverwaltung werde zudem die Nachverfolgung von
Änderungen auf Dokumenten garantiert und transparent gemacht. Schwieriger gestalte
sich hingegen der Verkehr mit Akteuren ausserhalb der Bundesverwaltung, da dort
elektronische Signaturen noch nicht Standard seien.
Insgesamt kam der Bericht zum Schluss, «das kaum Handlungsbedarf besteht». Als
mögliche Massnahme wurde vorgeschlagen, dass der Bund Verhandlungen für
Regelungen für elektronische Signaturen mit der EU und wichtigen Partnerländern
vorantreibt. Darüber hinaus sollen vor allem intern eher Vereinfachungen angestrebt
werden; etwa indem keine elektronischen Signaturen, sondern lediglich elektronische
Bestätigungen eingesetzt würden, wo Ersteres nicht unbedingt nötig sei. Qualifizierte
Signaturen sollen hingegen im Verkehr mit Partnerinnen und Partnern ausserhalb der
Bundesverwaltung angewendet werden. 2

BERICHT
DATUM: 30.06.2021
MARC BÜHLMANN
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In der Sommersession 2022 stimmte der Nationalrat der Abschreibung des Postulats
Dobler (fdp, SG) zur Einführung einer E-Signatur für verwaltungsinterne Dokumente
zu. Mit Vorlegen des Berichts war das Postulat erfüllt worden. 3

BERICHT
DATUM: 07.06.2022
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung

En exécution des postulats Dobler (19.3135) et (19.3136), le Conseil fédéral a fourni son
rapport intitulé «Sécurité des produits et gestion des risques de la chaîne
d'approvisionnement dans les domaines de la cybersécurité et de la cyberdéfense».
Le rapport détaille les standards existants et les engagements de la Confédération et
des exploitant.e.s d'infrastructures critiques y découlant en la matière. Si le domaine
de la sécurité des produits est plutôt normé et appliqué, les directives relatives à la
gestion des risques de la chaîne d'approvisionnement dans le domaine de la
cybersécurité sont moins étoffées. La Confédération dispose d'une base légale pour
appliquer les standards de sécurité des produits TIC et la gestion des risques de la
chaîne d'approvisionnement. Les règles liées au respect des standards de sécurité des
TIC pour les infrastructures critiques sont par contre «rares». Pour les standards de
sécurité des produits, le rapport appelle à se concentrer sur la mise en œuvre globale
et continue des directives. S'agissant des directives en matière de gestion des risques
de la chaîne d'approvisionnement dans le domaine de la cybersécurité, les standards se
révèlent être des recommandations plutôt que des normes contraignantes. Afin de
remédier au manque de directives contraignantes pour les infrastructures critiques, le
rapport expose plusieurs solutions: l'élaboration de directives juridiquement
contraignantes, les références aux standards dans le domaine de la sécurité des
produits ou des directives adressées aux exploitant.e.s d'infrastructures critiques pour
une gestion sûre des produits TIC. Le rapport recommande également d'introduire des
directives liées à des mesures régulatrices pour la gestion des risques de la chaîne
d'approvisionnement. 4

BERICHT
DATUM: 24.11.2021
DIANE PORCELLANA

Militärorganisation

En exécution du postulat Dobler, le Conseil fédéral a présenté son rapport dans lequel il
décrit les mesures pour garantir les compétences de l'armée dans les nouvelles
technologies. Parmi les mesures déjà entreprises, l'accent a notamment été mis sur la
formation et le perfectionnement internes, afin de faciliter l'accès des futurs
spécialistes à l'administration militaire. Les militaires qualifiés dans le civil pourront
être promus au rang d'officiers spécialistes ou comme spécialistes. Les spécialistes en
informatique participant au stage de formation «cyber» de l'armée pourront obtenir le
brevet fédéral de spécialiste en cybersécurité. Le campus cyberdéfense, la
collaboration avec les partenaires suisses et étrangers, l'engagement de l'économie
privée au développement des technologies liées à la sécurité, permettent de
développer et conserver les connaissances technologiques. Dans le futur, le DDPS
prévoit de conclure et de consolider les partenariats dans le domaine, de soutenir la
recherche et le développement des technologies, ainsi que de recruter et conserver un
personnel (de milice) disposant de connaissances technologiques. 5

BERICHT
DATUM: 11.12.2020
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum
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Umweltschutz

Umweltschutz

Jahresrückblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt – auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklärte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erfüllen. Die Strategie
stützte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie – nach mehrjähriger
sowie zäher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament – ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager über die Gründe für die Ablehnung uneins; Übereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden müssen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kürzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterführung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalrätlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesänderung in der
Herbstsession mit einigen Änderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Bäumle
(glp, ZH) diese für zu wenig ausführlich hielt – man habe die Vorlage jedoch nicht
überladen wollen, argumentierte er. Weiterführende Massnahmen könnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Bäumle
angesprochen, kündigte der Bundesrat im übrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden Bemühungen der verschiedenen Branchen unterstützen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewässerschutz zurückzuführen ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 – im Monat vor
der Abstimmung über die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative – in 10 Prozent aller
Artikel über die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig geführten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernährt werden können. Gemäss
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevölkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschätzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
für die solche Substanzen benötigt werden, verbieten möchte, wurde ähnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewässerschutz gestärkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen, für die
ein öffentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhöhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstösse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufrüstung zur Verbesserung der
Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hösli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewässerraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen Landwirtschaftsbetrieb durch die Ausscheidung ebendieses
Gewässerraums ein übermässig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewässerraum nur mit natürlichem Dünger

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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gearbeitet wird. 

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Stärkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukünftig verhindern will, dass nicht verkaufte Güter im non-food
Bereich weggeworfen werden. 

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Überschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv über diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behörden ein gutes Zeugnis für
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hätten. In Zusammenhang
mit den Überschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. 6

1) Bericht BR vom 18.10.23; Medienmitteilung BR vom 18.12.23
2) Bericht BR vom 30.6.21 
3) BBl. 2022 858 (S. 2)
4) Rapport du CF du 24.11.21
5) Rapport du Conseil fédéral du 11.12.2020
6) APS-Zeitungsanalyse 2021 – Umweltschutz
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